Andreas Kalbitz scheitert mit Eilantrag gegen AfD-Parteiausschluss
Der frühere Brandenburger AfD-Fraktionschef bleibt zunächst parteilos. Das Landgericht Berlin lehnte dessen Eilantrag auf Wiederherstellung seiner Mitgliedschaft ab.
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Der Politiker Andreas Kalbitz hat vor Gericht eine weitere Niederlage hinnehmen müssen. Das Landgericht Berlin lehnte einen Eilantrag des früheren brandenburgischen AfD-Fraktionschefs auf Wiederherstellung seiner Mitgliedschaft ab. Damit hat die Annullierung der Parteimitgliedschaft des 47-Jährigen so lange Bestand, bis eine Entscheidung im Hauptsacheverfahren fällt.
Mit seinem Eilantrag wollte Kalbitz erreichen, dass ihm das Landgericht seine Mitgliedsrechte in der AfD wieder zubilligt und die Partei ihm bis zu einem etwaigen Hauptsacheverfahren alle sich aus dieser Mitgliedschaft ergebenden Rechte "uneingeschränkt belässt". Damit wäre er wieder Landesvorsitzender in Brandenburg und auch Mitglied des Bundesvorstandes geworden.
Genau dies lehnte das Gericht nach kurzer mündlicher Verhandlung aber ab. Es sei nicht erkennbar, dass die Aberkennung der Mitgliedschaft von Kalbitz "evident rechtswidrig" zustande gekommen sei, sagte der Vorsitzende Richter Hans-Joachim Luhm-Schier. Daher bestehe keine Eilbedürftigkeit.
"Die heutige Entscheidung des Landgerichts ist nach dem wohlfundierten und klaren Spruch unseres Parteischiedsgerichts eine weitere unmissverständliche Bestätigung unserer Rechtsposition", teilte der AfD-Vorsitzende Jörg Meuthen mit. "Ich bin überzeugt, dass mit dem Schlussstrich unter diese für unsere Partei zwar belastende, aber notwendige Auseinandersetzung nun auch wieder Ruhe einkehrt."
AfD-Sprecher Tino Chrupalla sagte, nun drohe "eine lange juristische Auseinandersetzung, die ich der Partei gerne erspart hätte". Es sei wichtig, sich nun "nicht auseinanderdividieren zu lassen" und den Blick nach vorne zu richten. "Wir stehen vor einem wichtigen Wahljahr. Darauf müssen wir uns jetzt konzentrieren", sagte Chrupalla.
Hauptverfahren könnte in einigen Monaten folgen
In der Verhandlung ging es nur darum, ob Kalbitz durch die Aberkennung der Mitgliedschaft unverhältnismäßige Nachteile entstehen, die eine schnelle Wiederherstellung seiner Mitgliedschaft rechtfertigen würden. Das sah das Gericht nicht. Die endgültige Entscheidung könnte das Gericht nun in einem Hauptsacheverfahren treffen. Das könnte in einigen Monaten folgen. In diesem Verfahren würden dann auch die derzeit noch offenen Fragen und die von beiden Seiten in Schriftsätzen angeführten Argumente ausführlich gewürdigt und diskutiert.
Der Bundesvorstand hatte die Mitgliedschaft von Kalbitz Mitte Mai aufgehoben, weil er bei seinem Parteieintritt 2013 frühere Mitgliedschaften in der Neonazi-Gruppe HDJ und bei den Republikanern verschwiegen haben soll, was Kalbitz bestreitet. Das Landgericht billigte ihm in einer Eilentscheidung im Juni seine Mitgliedsrechte wieder zu, aber nur bis zur Entscheidung des Bundesschiedsgerichts der AfD. Das wiederum erklärte Kalbitz’ Ausschluss vor wenigen Wochen wiederum für gültig – er war wieder draußen.
Am Dienstag dieser Woche ist Kalbitz dann vom Fraktionsvorsitz in Brandenburg zurückgetreten, nachdem bekannt geworden war, dass er seinen Stellvertreter Dennis Hohloch durch eine offenbar zu heftige Begrüßung an der Milz verletzt hatte – er musste ins Krankenhaus. Die Staatsanwaltschaft ermittelt deswegen gegen Kalbitz wegen des Verdachts der fahrlässigen Körperverletzung. 

